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Vortrag für die Arbeitsgemeinschaften

Städte- und Gemeindebund NRW

Reform der GO
Anne Wellmann, Hauptreferentin des StGB NRW

Die GO wird im Rahmen des sog. Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung geändert. Das Kabinett hat am 13. März den Entwurf beschlossen und dem Landtag zugeleitet. Die Anhörung der Verbände ist allerdings erst auf den 14./15. August angesetzt, mit einem Inkrafttreten ist also erst nach der Sommerpause, voraussichtlich im Oktober zu rechnen.

Das Gesetz zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung ist als Artikelgesetz ausgestaltet. Art. 1 betrifft die GO und enthält ca. 100 Einzeländerungen. Ich werde mich heute hier nur auf die Wichtigsten beschränken. (weitere Änderungen betreffen u.a. das GkG, das LBG und das KWahlG)
Insgesamt enthält der Entwurf viele positive Änderungen, sieht man einmal von der Einschränkung  der kommunalen wirtschaftlichen Betätigung ab. Der GO-Entwurf verfolgt fünf Ziele, nämlich

- die Stärkung des Bürgermeisteramts und die klarere Abgrenzung der Kompetenzen  von BM/Rat,

- die Stärkung der Rechte der einzelnen Ratsmitglieder,

- die Stärkung der demokratischen Beteiligung der Bürger,

- die Herabsenkung der Schwellenwerte sowie die erweiterte Möglichkeit der interkommunalen Zusammenarbeit und schließlich 

- die Einschränkung der wirtschaftlichen Betätigung.

Zielsetzung 1: Abkoppelung der Bürgermeisterwahl

Wesentlichste Änderung im Zusammenhang mit der Stärkung der Stellung des BM ist die Abkoppelung der Bürgermeisterwahl von der Kommunalwahl durch Verlängerung der Amtszeit auf sechs Jahre. Die Verlängerung der Amtszeit gilt jedoch erst für die BM, die nach Inkrafttreten der Änderungen gewählt werden. Alle anderen bleiben bis 2009 im Amt. 2009 findet dann die letzte verbundene Wahl statt. 

Das Präsidium hat sich im Sinne einer Stärkung der Personenwahl bereits seit 1994, zuletzt im März dieses Jahres, für die Abkoppelung der BM-Wahl ausgesprochen, allerdings mit einer 8-jährigen Amtszeit. Für die längere Amtszeit von 8 Jahren spricht, dass erst dann wirklich die Kontinuität der Amtsführung gewährleistet und die Durchführung von größeren Projekten ermöglicht wird. Auch für Quereinsteiger würde das Bürgermeisteramt bei einer längeren Wahlzeit attraktiver. In diesem Sinne kann die jetzt vorgesehene Abkoppelung und Verlängerung der Amtszeit auf sechs Jahre zwar als richtiger Schritt in die richtige Richtung angesehen werden. Ziel muss allerdings weiterhin die Verlängerung der Amtszeit auf 8 Jahre sein. Das werden wir im Gesetzgebungsverfahren auch weiterhin so vertreten.

Wegfall der Altersgrenze von 68 Jahren für Bürgermeister und Landräte, die nach Inkrafttreten des Gesetzes gewählt werden (§ 195 Abs. 4 LBG)

Während der Referentenentwurf zwar kein ausdrückliches eigenständiges Rücktrittsrecht für den Hauptverwaltungsbeamten enthielt, ergab sich ein solches aus den Vorschriften des Beamtenrechts ab dem 63. Lebensjahr. Diese Möglichkeit ist nunmehr ebenfalls gestrichen worden. Wer sich als Bürgermeister wählen lässt, muss volle sechs Jahre im Amt bleiben. (§ 195 LBG)
Einführung eines verkürzten Abwahlverfahrens durch Verzicht des Hauptverwaltungsbeamten (§ 66 GO)

Zur Abwahl des Bürgermeisters ist die Einleitung eines Abwahlverfahrens von mindestens der Hälfte der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder notwendig und eines mit Mehrheit von 2/3 der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder zu fassenden Beschlusses. In diesem Fall kann der Bürgermeister auf die daraufhin folgende Entscheidung der Bürger verzichten. Dem Amtsinhaber wird insofern die Möglichkeit gegeben, die Wirkungen der Abwahl ohne Durchlaufen des gesamten Abwahlverfahrens herbeizuführen.

Das Stimmrecht des Bürgermeisters wird in § 40 Abs. 2 erweitert. Der Bürgermeister wird Mitglied im Rat kraft Gesetzes (§ 40 Abs. 2).Bestimmt das Gesetz künftig, daß „der Rat“ oder “der Rat mit der Mehrheit seiner Mitglieder“ oder „der Rat mit Mehrheit von 2/3 der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder“ entscheidet, so stimmt der Bürgermeister als „Mitglied im Rat“ mit. 

Zukünftig kann der Rat die Geschäftskreise der Beigeordneten nur noch im Einvernehmen mit dem Bürgermeister festlegen. Damit wird die Organisationsbefugnis des Bürgermeisters gestärkt. Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, kann der Rat den Geschäftskreis der Beigeordneten mit einer Mehrheit von 2/3 der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder festlegen (§ 73 Abs. 1 GO). Kommt die 2/3 Mehrheit des Rates nicht zustande, bleibt es bei der Geschäftsverteilungskompetenz des Bürgermeisters nach § 62 Abs. 1 Sätze 3 u. 4 GO. 

Die Hauptsatzung kann bestimmen, daß dienstrechtliche Entscheidungen für Bedienstete in Führungsfunktionen, die das beamtrechtliche Grundverhältnis oder Arbeitsverhältnis eines Bediensteten betreffen, ebenfalls nur im Einvernehmen von Rat und Bürgermeister zu treffen sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Kommt das Einvernehmen nicht zustande, kann der Rat mit 2/3-Mehrheit entscheiden (§ 73 Abs. 3 GO). Kommt die 2/3 Mehrheit nicht zustande, bleibt es bei der Entscheidung durch den Bürgermeister.

Zu erwähnen ist schließlich noch, daß zukünftig auf Verlangen des Bürgermeisters der Ausschußvorsitzende verpflichtet ist, einen Gegenstand in die Tagesordnung aufzunehmen (§ 58 Abs. 2 Satz 3)

Zur Zielsetzung Nr. 2: Stärkung der Rechte der Fraktionen, Rats- und Ausschussmitglieder
Herabsetzung der Mindestgröße für Fraktionen (§ 56 Abs. 1 GO)

Die Mindestgröße für eine Fraktion wird für kreisangehörige Gemeinden auf 2 Personen; für kreisfreie Städte auf mindestens 3 Mitglieder festgelegt, Gruppen auf mindestens 2 Personen.
§ 56 Abs. 1 Satz 1 GO enthält nun eine Legaldefinition für Fraktionen entsprechend Rechtsprechung, die ebenfalls für Gruppen gilt: Fraktion wie Gruppe definieren sich inhaltlich über die grundsätzliche politische Übereinstimmung und möglichst gleichgerichtetes Wirken.

Gruppen im Rat ohne Fraktionsstatus sowie einzelne Ratsmitglieder ohne Fraktions- bzw. Gruppenzugehörigkeit haben nunmehr Anspruch auf angemessene finanzielle Ausstattung zur Vorbereitung auf die Beratungen im Rat (§ 56 Abs. 2 GO)

Stärkung der Kontrollmöglichkeiten des Rates sowie der einzelnen Ratsmitglieder, § 55 GO
Recht jedes Ratsmitgliedes gegenüber dem Bürgermeister auf Auskunft und Stellungnahme zu einem Tagesordnungspunkt, § 55 Abs. 1 GO

Akteneinsichtsrecht jedes Ratsmitgliedes, soweit die Akten der Vorbereitung oder der Kontrolle von Beschlüssen des Rates oder der Ausschüsse, denen er angehört, dient, § 55 Abs. 5 GO

Die Ausweitung der Kontrolle der Verwaltung durch einzelne Ratsmitglieder ist aus Sicht des Präsidiums und des Rechts- und Verfassungsausschusses zu weitgehend. Sie birgt in sich die Gefahr, dass durch das Einreichen umfangreicher Auskunfts- und/oder Akteneinsichtsanträge einiger weniger Ratsmitglieder die Funktionsfähigkeit der Verwaltung in einem nicht mehr zu vertretenden Maße  beeinträchtigt wird.
Die jetzige Rechtslage (Ratsbeschluss bzw. Verlangen von 1/5 der Ratsmitglieder, Ausschussbeschluss) ist unserer Auffassung nach ausreichend, zumal der Entwurf auch ein Akteneinsichtsrecht auf Antrag einer Fraktion (§ 55 Abs. 4 GO) vorsieht.

Antragsrecht für Ratsfraktionen zur Tagesordnung eines Ausschusses (§ 58 Abs. 2 Satz 4 GO)

Einführung des Zählverfahrens Hare-Niemeyer bei der Verteilung der Ausschusssitze im Rat bzw. Kreistag (§ 50 Abs. 3 GO), bei der Verteilung der Ausschussvorsitze bleibt es bei d’Hondt
Entschädigungsregelungen für Ratsmitglieder (§ 45 GO)

Es bleibt bei der alten Regelung bezüglich des Verdienstausfalls. Die Aufwandsentschädigung wurde erweitert bei der Zahlung von Sitzungsgeld für stellvertretende Ausschussmitglieder bei der Teilnahme an Fraktionssitzung (auch ohne Vertretungsfall) sowie für Sitzungen von Fraktionsteilen.
Zur Zielsetzung 3: Stärkung der demokratischen Beteiligung der Bürger 

Einführung des Rats- bzw. Kreistagsbürgerentscheides (§ 26 Abs. 1 Satz 2 GO), d.h. der Rat kann eine Entscheidung durch die Bürger herbeiführen
Das Präsidium des StGB NRW hatte sich bereits im Zuge der GO-Reform im Jahre 1994 gegen die Einführung eines Rats-/Bürgerentscheides ausgesprochen. Die Expertenkommission aus dem Jahre 2002 kam zu der Aussage, daß die Zulässigkeiten des Rats-/Bürgerentscheides in Zukunft zu erwägen seien. 

Das Präsidium hat die Möglichkeit des Rates, einen Bürgerentscheid herbeizuführen, auch auf seiner letzten Sitzung im März 2007 nach wie vor ablehnend beurteilt. Denn es könnte in der Bevölkerung leicht der Eindruck entstehen, der Rat flüchte aus seiner Verantwortung. Die Möglichkeit, Entscheidungen zu delegieren, verwischt die Verantwortlichkeiten. Die Folge ist, dass der Bürger am Ende der Wahlperiode nicht in der Lage ist, eine oder mehrere politische Parteien für bestimmte Entwicklungen im Gemeindegebiet verantwortlich machen zu können. 

Der Grundsatz der repräsentativen Demokratie, wie er sich in der Gemeindeordnung NRW widerspiegelt, sollte daher grundsätzlich beibehalten werden. 
Zur Zielsetzung 4: Herabsenkung der Schwellenwerte für Mittlere kreisangehörige Städte von 25.000 auf 20.000 Einwohner und für Große kreisangehörige Städte von 60.000 auf 50.000 Einwohner auf Antrag
Die vorgesehene Herabsenkung der Schwellenwerte entspricht der langjährigen Forderung des Verbandes. In NRW gibt es 43 Kommunen, die Mittlere kreisangehörige Stadt werden könnten und 19, die Große kreisangehörige Stadt werden könnten. Bei den betreffenden Kommunen ist eine ausreichende Verwaltungskraft vorhanden, die die Differenzierung nach den bisherigen Werten nicht mehr rechtfertigt. (z.B. Bauaufsichtsbehörde) Außerdem erhöht die Absenkung der Schwellenwerte die Bürgernähe bei der Aufgabenerledigung und trägt zum Abbau von Hierarchieebenen bei. Für die Einrichtung von Jugendämtern sah der Referentenentwurf zum KiBiz noch die Grenze von 25.000 Einwohnern vor, Art. 2 KiBiz zum AG zum KJHG. Dies wurde in dem jetzt vorliegenden Regierungsentwurf zum KiBiz auf Intervention des StGB jedoch zurückgenommen, so dass nun auch für die Jugendämter die Herabsenkung der Schwellenwerte gilt. (differenzierte Kreisumlage)
Die in § 4 Abs. 2 bis 5 vorgesehene Antragslösung läßt ausreichenden Spielraum für eine eigene Entscheidung der betreffenden Kommunen, ob sie durch Bestimmung zur Mittleren kreisangehörigen Stadt bzw. Großen kreisangehörigen Stadt die damit verbundenen Mehraufgaben übernehmen wollen.

Problematisch ist die Regelung in § 4 Abs. 6 des RefE, wonach über die Anträge zur Bestimmung einer Mittleren oder Großen kreisangehörige Stadt das Innenministerium entscheidet. Dies ist nur dann gehalten, den Anträgen zu entsprechen, wenn zwingende übergeordnete Interessen nicht entgegenstehen. Die Gesetzesbegründung verweist hier pauschal auf Interessen des Kreises oder anderer kreisangehöriger Gemeinden, ohne dies näher zu spezifizieren. 

Insbesondere sind die Möglichkeiten interkommunaler Zusammenarbeit nach dem GkG in § 4 Abs. 8 GO gestärkt worden. Hier ist insbesondere auf die Möglichkeit des additiven Schwellenwerts (mehrere Gemeinden erreichen mit ihrer gesamten Einwohnerzahl die Schwellenwerte für eine Mittlere oder Große kreisangehörige Stadt) hinzuweisen, die einer langjährigen Forderung des Städte- und Gemeindebundes NRW zur Verbesserung der interkommunalen Zusammenarbeit entspricht. Weiterhin nicht möglich ist jedoch die Zusammenlegung von Jugendämtern, da § 69 SGB VIII Kooperationsformen grundsätzlich keinen Raum gibt, sondern nur ausnahmsweise dann, wenn der Kreis nicht in der Lage ist, die Aufgabe zu erfüllen. (nur noch eine Gemeinde im Kreis hat kein Jugendamt Ennepe-Ruhr-Kreis)
Positiv zu bewerten ist auch die Regelung in § 4 Abs. 8 Buchstabe b, wonach Mittlere oder Große kreisangehörige Städte mit dem Kreis vereinbaren können, daß eine oder mehrere ihr nach Abs. 1 übertragene Aufgaben vom Kreis übernommen werden. Dadurch wird eine bessere Flexibilität sowohl zugunsten der Städte und Gemeinden als auch der Kreise möglich. Hierdurch können auch nach der Bestimmung zur Mittleren oder Großen kreisangehörigen Stadt einzelne Aufgaben beim Kreis belassen werden.

Des Weiteren können benachbarte Kommunen Aufgaben für eine Gemeinde übernehmen, die bisher für diese vom Kreis wahrgenommen wurden.

(Die im Entwurf normierte Benehmensregelung für den Fall, daß eine Aufgabe des Kreises übernommen wird, ist aus Sicht der Geschäftsstelle akzeptabel. Hierdurch wird ein Abwägungsprozeß in Gang gesetzt, in dem sich alle beteiligten Gebietskörperschaften einbringen können, ohne daß eine Körperschaft mit Vetobefugnissen ausgestattet ist. Veränderungen in den Zuständigkeiten müssen an den Kriterien gleichbleibender Qualität der Aufgabenerledigung und der größeren Wirtschaftlichkeit gemessen werden. Insofern sind die hiermit verbundenen Problemlagen eingehend zu prüfen.) 

Zu Zielsetzung 5: Einschränkung der wirtschaftlichen Betätigung
Verschärfung des § 107 
Der Gesetzentwurf sieht in § 107 Abs. 1 GO eine Verschärfung der kommunalen wirtschaftlichen Betätigung vor, wie sie bereits in der Koalitionsvereinbarung angekündigt worden war. Von dem dort noch zu findenden Hinweis auf einen finanziellen Ausgleich der Kommunen ist keine Rede mehr. Die wirtschaftliche Betätigung ist nach dem Entwurf im Rahmen der Leistungsfähigkeit nur noch zulässig bei Vorliegen eines dringenden öffentlichen Zwecks und wenn der öffentliche Zweck durch ein anderes Unternehmen nicht ebenso gut und wirtschaftlich erfüllt werden kann. Damit wird NRW den restriktivsten Rechtsrahmen im Vergleich zu allen anderen Bundesländern erhalten. 

Ausgenommen sind weiterhin Kernbereiche der Daseinsvorsorge wie die Energie- und Wasserversorgung, der öffentliche Verkehr und Telekommunikationsdienstleistungen. Aber auch für diese Bereiche gilt das Merkmal „dringend“. Nach der Gesetzesbegründung führt dieses zu einer erhöhten Darlegungslast für die Kommune, warum sie selbst tätig werden will. Für die privilegierten Bereiche der Energieversorgung etc. sei das Vorliegen eines dringenden öffentlichen Zwecks für den jeweiligen Heimatmarkt jedoch grundsätzlich als gegeben anzusehen. Diese Relativierung in der Gesetzesbegründung reicht nicht aus. Vielmehr ist es absolut unabdingbar, die wettbewerbsorientierten Bereiche wie die Energieversorgung auch im Gesetzestext von der Geltung des Merkmals „dringend“ auszunehmen. 

Von der Verschärfung vollständig erfaßt werden insbesondere auch die Randbereiche, die die Haupttätigkeit in diesen Bereichen abrunden und die beispielsweise in der hart umkämpften Energieversorgung überlebenswichtig sind, um im Wettbewerb zu bestehen. (z.B. Contracting)

Das Präsidium des StGB NRW hat auf seiner letzten Sitzung im März 2007 seine strikt ablehnende Haltung gegenüber einer Verschärfung der  wirtschaftlichen Betätigung bekräftigt.

Auch der im Entwurf enthaltene Bestandsschutz für bestehende Unternehmen ist nicht ausreichend, da er nur den Status Quo gewährleistet. Danach können die unter der bisherigen Rechtslage zulässigerweise aufgenommenen Betätigungen fortgesetzt werden. Wie jedes Unternehmen müssen sich aber auch kommunale Unternehmen weiterentwickeln und verändern können. Dies gilt für Stadtwerke  in besonders starkem Maße, seitdem wir den regulierten Markt haben. 

Letztlich wird der Kunde das Nachsehen haben, wenn die kommunalen Unternehmen über kurz oder lang vom Markt verschwinden bzw. defizitäre Bereiche wie die Bäder nicht mehr mitfinanzieren können. Und nicht zuletzt das Handwerk, dem die Aufträge ausbleiben werden. Denn immerhin investieren kommunale Unternehmen pro Jahr 1,4 Mrd. Euro, und dadurch sind in NRW gut 15.000 Beschäftigte vor allem im Handwerk jedes Jahr ausgelastet.

Bei der nichtwirtschaftlichen Betätigung bleibt zwar der Aufgabenkatalog des § 107 Abs. 2 GO unverändert bestehen. Die überörtliche nichtwirtschaftliche Betätigung wird jedoch ebenfalls an das Vorliegen eines dringenden öffentlichen Zwecks gebunden. Dies stellt eine starke Beschränkung dar und ist strikt abzulehnen. Zwar führt die Begründung aus, dass die interkommunale Zusammenarbeit dadurch nicht eingeschränkt wird, solange Vergaberecht nicht Anwendung findet. Betrachtet man jedoch die vergaberechtliche Rechtsprechung, so wird schnell deutlich, dass die überörtliche nichtwirtschaftliche Betätigung nicht unerheblich eingeschränkt wird. So stellt sich die Frage, ob in der Zukunft eine gemeindeüberschreitende Abfallentsorgung überhaupt noch zulässig sein wird.

Änderungen im GkG

In § 4 Satz 1 GKG wurde das Wort “einzelne“ gestrichen. Damit wird klargestellt, daß auch die Bildung von Mehrfachzweckverbänden zulässig ist. Nach wie vor müssen die Aufgaben bestimmt sein, damit die angestrebten Zuständigkeitsverlagerungen auf den Zweckverband eindeutig zu erkennen sind. 

Sehr zu begrüßen ist insbesondere die nunmehr in §§ 27, 28 GkG neugeschaffene Möglichkeit für Kommunen, gemeinsam ein Kommunalunternehmen zu errichten, sprich eine gemeinsame AöR.

Änderung des Kommunalwahlgesetzes

Mit dem novellierten § 33 Kommunalwahlgesetz wird anstelle des bisher geltenden Verfahrens nach Hare/Niemeyer das Divisorverfahren mit Standardabrundung nach Sainte Lague/Schepers eingeführt. Nach diesem Verfahren wird ein Zuteilungsdivisor ermittelt, in dem die Gesamtheit der gültigen Stimmen durch die Zahl der insgesamt zu vergebenden Sitze dividiert wird. Anschließend wird die Stimmenzahl jeder Partei oder Wählergruppe durch den Divisor geteilt. Ergibt die Summe der so errechneten Zahlen vor dem Komma weniger Sitze als die Gesamtzahl der Sitze, werden die wenigen noch zu vergebenden Sitze in der Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile der Parteien und Wählergruppen nach dem Komma zugeteilt, wobei alle Reste unter 0,5 abgerundet, alle Reste ab 0,5 aufgerundet werden. Ergeben sich dabei so viele Sitze wie insgesamt zu vergeben sind, stehen die Sitzzahlen der Parteien und Wählergruppen damit fest.

Das Divisorverfahren mit Standardabrundung unterscheidet sich im Wesentlichen in der Reihenfolge der Sitzverteilung nach den Zahlenbruchteilen der Parteien und Wählergruppen nach dem Komma. Während nach dem Verfahren nach Hare/Niemeyer die noch verbleibenden Sitze in der Reihenfolge der Höhe der Teilungsreste erfolgt, werden beim Divisorverfahren nur die Teilungsreste über 0,5 für die Verteilung berücksichtigt. Des Weiteren werden Parteien oder Wählergruppen nur dann berücksichtigt, wenn sie einen Mindestsitzanteil von 0,75 % erreicht haben. Dies schmälert die negativen Folgen des Wegfalls der Sperrklausel, in dem Einzelvertreter oder Kleinstgruppen nicht mehr berücksichtigt werden. Des Weiteren erhält eine Partei, die die absolute Mehrheit der Stimmen aber nicht der Sitze erhält, ein Zusatzmandat.
Das Divisorverfahren führt zu einer mathematisch besser austarierten Verteilung der Sitze. Auf Bundesebene gibt es ebenfalls Überlegungen zur Einführung des Divisorverfahrens auf Grund eines Bundestagsbeschlusses vom 30.09.1999. Auf Landesebene wird dieses Verfahren nach dem vorliegenden Entwurf des Landeswahlgesetzes ebenfalls eingeführt. Wegen der durch die Standardabrundung erfolgenden Nichtberücksichtigung von Zahlenbruchteilen unter 0,5 werden systembedingt Parteien und Wählergruppen mit sehr geringen Stimmenzahlen nicht berücksichtigt. 
Bei der Einteilung der Wahlbezirke ist nicht mehr eine Abweichung von der durchschnittlichen Einwohnerzahl bis zu 33 1/3 zulässig, sondern nur noch bis 25 %, § 4 KWalhlG. Dies kann gerade in ländlichen Bereichen mit vielen Ortschaften zu Problemen führen, wird jedoch voraussichtlich nicht nicht zu ändern sein, weil diese Änderung einer Vorgabe des BVerfG entspricht.
Keine Mitgliedschaft im Wahlvorstand des Wahlbezirks, in dem ein Kandidat für den Rat aufgestellt ist oder in dem wohnt.

Wahl der Bürgermeister in Kreistage
Nicht durchsetzbar war die langjährige Forderung des Verbandes, auch für Bürgermeister und andere Gemeindebedienstete die Möglichkeit zu schaffen, sich in den Kreistag wählen zu lassen. Das Präsidium hat diese Forderung auf seiner letzten Sitzung nochmals bekräftigt. Sie wird von der Geschäftsstelle im jetzigen Gesetzgebungsverfahren weiter verfolgt werden.
Abschaffung der Stichwahl

Das Präsidium hat sich nach ausführlicher Diskussion mehrheitlich für die Abschaffung der Stichwahl ausgesprochen. Für die Abschaffung der Stichwahl spricht letztendlich, dass die bei Stichwahl anzutreffende geringe Wahlbeteiligung auch nicht zu einer höheren demokratischen Legitimation führt als die Wahl in nur einem Wahlgang. (häufig basierte die Wahl lediglich auf 20 % der Wahlberechtigten)
Gemeinsamer Wahlvorschlag von mehreren Parteien oder Wählergruppen bei der Bürgermeisterwahl möglich, § 46 d Abs. 3 KWahlG
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